
Synoptische Darstellung ausgewählter Normen des Gesetzentwurfs zur Reform des 
Vormundschafts- und Betreuungsrecht (Bundestagsdrucksache 19/24445) und der 
Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses (19/27287)

Gesetzentwurf Beschlussempfehlung

Bürgerliches Gesetzbuch
§ 1358

Gegenseitige Vertretung von Ehegatten in Angelegenheiten
der Gesundheitssorge 

(1) Kann ein Ehegatte aufgrund von Bewusstlosigkeit oder 
Krankheit seine Angelegenheiten der Gesundheitssorge 
rechtlich nicht besorgen (vertretener Ehegatte), ist der 
andere Ehegatte (vertretender Ehegatte) berechtigt, für 
den zu vertretenden Ehegatten 

1. in Untersuchungen des Gesundheitszustandes, 
Heilbehandlungen oder ärztliche Eingriffe einzuwilligen 
oder sie zu untersagen sowie ärztliche Aufklärungen 
entgegenzunehmen,

2. Behandlungsverträge, Krankenhausverträge oder 
Verträge über eilige Maßnahmen der Rehabilitation und der
Pflege abzuschließen und durchzusetzen,

3. über Maßnahmen nach § 1831 Absatz 4 zu entscheiden,
sofern die Dauer der Maßnahme im Einzelfall sechs 
Wochen nicht überschreitet, und
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4. Ansprüche, die dem vertretenen Ehegatten aus Anlass 
der Erkrankung gegenüber Dritten zustehen, geltend zu 
machen und an die Leistungserbringer aus den Verträgen 
nach Nummer 2 abzutreten oder Zahlung an diese zu 
verlangen.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 und 
hinsichtlich der dort genannten Angelegenheiten sind 
behandelnde Ärzte gegenüber dem vertretenden 
Ehegatten von ihrer Schweigepflicht entbunden. Dieser 
darf die entsprechenden Krankenunterlagen einsehen und 
ihre Weitergabe an Dritte bewilligen.

(3) Die Berechtigungen nach den Absätzen 1 und 2 
bestehen nicht, wenn

1. die Ehegatten getrennt leben,

2. dem vertretenden Ehegatten oder dem behandelnden 
Arzt bekannt ist, dass der vertretene Ehegatte 
a) eine Vertretung durch ihn in den in Absatz 1 genannten 
Angelegenheiten ablehnt oder 
b) jemanden zur Wahrnehmung seiner Angelegenheiten 
bevollmächtigt hat, soweit diese Vollmacht die in Absatz 1 
bezeichneten Angelegenheiten umfasst, 

3. für den zu vertretenden Ehegatten ein Betreuer bestellt 
ist, soweit dessen Aufgabenkreis die in Absatz 1 
bezeichneten Angelegenheiten umfasst, oder

4.Ansprüche, die dem vertretenen Ehegatten aus Anlass 
der Erkrankung gegenüber Dritten zustehen, geltend zu 
machen und an die Leistungserbringer aus den Verträgen 
nach Nummer 2 abzutreten oder Zahlung an diese zu 
verlangen.

(2)Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 und 
hinsichtlich der in Absatz 1 Nummer 1 bis 4 genannten 
Angelegenheiten sind behandelnde Ärzte gegenüber dem 
vertretenden Ehegatten von ihrer Schweigepflicht 
entbunden. Dieser darf die diese Angelegenheiten 
betreffenden Krankenunterlagen einsehen und ihre 
Weitergabe an Dritte bewilligen.

(3)Die Berechtigungen nach den Absätzen 1 und 2 
bestehen nicht, wenn 

1.die Ehegatten getrennt leben,

2.dem vertretenden Ehegatten oder dem behandelnden 
Arzt bekannt ist, dass der vertretene Ehegatte
a)eine Vertretung durch ihn in den in Absatz 1 Nummer 1 
bis 4 genannten Angelegenheiten ablehnt oder
b)jemanden zur Wahrnehmung seiner Angelegenheiten 
bevollmächtigt hat, soweit diese Vollmacht die in Absatz 1 
Nummer 1 bis 4 bezeichneten Angelegenheiten umfasst,

3.für den vertretenen Ehegatten ein Betreuer bestellt ist, 
soweit dessen Aufgabenkreis die in Absatz 1 Nummer 1 bis
4 bezeichneten Angelegenheiten umfasst, oder
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4. mehr als drei Monate seit dem durch den Arzt nach 
Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 festgestellten Zeitpunkt 
vergangen sind.

4. die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht mehr 
vorliegen oder mehr als sechs Monate seit dem durch den 
Arzt nach Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 festgestellten 
Zeitpunkt vergangen sind.

§ 1816
Eignung und Auswahl des Betreuers, Berücksichtigung der

Wünsche des Volljährigen 

(2) Wünscht der Volljährige eine Person als Betreuer oder 
lehnt er eine bestimmte Person als Betreuer ab, so ist 
diesem Wunsch zu entsprechen. Dies gilt auch für 
Wünsche, die der Volljährige vor Einleitung des 
Betreuungsverfahrens geäußert hat, es sei denn, dass er 
an diesen erkennbar nicht festhalten will. Die Sätze 1 und 
2 gelten nicht, wenn die gewünschte Person zur Führung 
der Betreuung nach Absatz 1 nicht geeignet ist. Wer von 
der Einleitung eines Verfahrens über die Bestellung eines 
Betreuers für einen Volljährigen Kenntnis erlangt und ein 
Dokument besitzt, in dem der Volljährige für den Fall, dass
für ihn ein Betreuer bestellt werden muss, Wünsche zur 
Auswahl des Betreuers oder zur Wahrnehmung der 
Betreuung geäußert hat (Betreuungsverfügung), hat die 
Betreuungsverfügung dem Betreuungsgericht zu 
übermitteln.

§ 1816
Eignung und Auswahl des Betreuers, Berücksichtigung der

Wünsche des Volljährigen 

(2) Wünscht der Volljährige eine Person als Betreuer, so ist
diesem Wunsch zu entsprechen, es sei denn, die 
gewünschte Person ist zur Führung der Betreuung nach 
Absatz 1 nicht geeignet. Lehnt der Volljährige eine 
bestimmte Person als Betreuer ab, so ist diesem Wunsch 
zu entsprechen, es sei denn, die Ablehnung bezieht sich 
nicht auf die Person des Betreuers, sondern auf die 
Bestellung eines Betreuers als solche. Die Sätze 1 und 2 
gelten auch für Wünsche, die der Volljährige vor Einleitung
des Betreuungsverfahrens geäußert hat, es sei denn, dass 
er an diesen erkennbar nicht festhalten will. Wer von der 
Einleitung eines Verfahrens über die Bestellung eines 
Betreuers für einen Volljährigen Kenntnis erlangt und ein 
Dokument besitzt, in dem der Volljährige für den Fall, dass
für ihn ein Betreuer bestellt werden muss, Wünsche zur 
Auswahl des Betreuers oder zur Wahrnehmung der 
Betreuung geäußert hat (Betreuungsverfügung), hat die 
Betreuungsverfügung dem Betreuungsgericht zu 
übermitteln.



Gesetzentwurf Beschlussempfehlung
§ 1830

Sterilisation

(1) Besteht der ärztliche Eingriff in einer Sterilisation des 
Betreuten, in die dieser nicht einwilligen kann, so kann der
Betreuer nur einwilligen, wenn

1. die Sterilisation dem natürlichen Willen des Betreuten 
nicht widerspricht, 

2. der Betreute auf Dauer einwilligungsunfähig bleiben 
wird, 

3. anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation zu einer 
Schwangerschaft kommen würde, 

4. infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr für das 
Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen 
Gesundheitszustands der Schwangeren zu erwarten wäre, 
die nicht auf zumutbare Weise abgewendet werden 
könnte, und

5. die Schwangerschaft nicht durch andere zumutbare 
Mittel verhindert werden kann.

Als schwerwiegende Gefahr für den seelischen 
Gesundheitszustand der Schwangeren gilt auch die Gefahr 
eines schweren und nachhaltigen Leides, das ihr drohen 
würde, weil familiengerichtliche Maßnahmen, die mit ihrer 

§ 1830
Sterilisation

(1) Die Einwilligung eines Sterilisationsbetreuers in eine 
Sterilisation des Betreuten, in die dieser nicht selbst ein-
willigen kann, ist nur zulässig, wenn

1.die Sterilisation dem natürlichen Willen des Betreuten 
entspricht, 

2.der Betreute auf Dauer einwilligungsunfähig bleiben 
wird, 

3.anzunehmen ist, dass es ohne die Sterilisation zu einer 
Schwangerschaft kommen würde, 

4.infolge dieser Schwangerschaft eine Gefahr für das 
Leben oder die Gefahr einer schwerwiegenden 
Beeinträchtigung des körperlichen oder seelischen 
Gesundheitszustands der Schwangeren zu erwarten wäre, 
die nicht auf zumutbare Weise abgewendet werden 
könnte, und

5.die Schwangerschaft nicht durch andere zumutbare Mit-
tel verhindert werden kann.
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Trennung vom Kind verbunden wären (§§ 1666, 1666a), 
gegen sie ergriffen werden müssten.

Betreuungsorganisationsgesetz
§ 23

Registrierungsvoraussetzungen; Verordnungsermächtigung

(1) Voraussetzungen für eine Registrierung als beruflicher 
Betreuer sind:

1. die persönliche Eignung und Zuverlässigkeit,

2. eine ausreichende Sachkunde für die Tätigkeit als 
beruflicher Betreuer und 

3. eine Berufshaftpflichtversicherung zur Deckung der sich 
aus der Berufstätigkeit ergebenden Haftpflichtge-fahren 
mit einer Mindestversicherungssumme von 250 000 Euro 
für jeden Versicherungsfall.

(2) Die nach Absatz 1 Nummer 1 erforderliche 
Zuverlässigkeit fehlt in der Regel, wenn 

1. die Person hinsichtlich der Tätigkeit als beruflicher 
Betreuer einem Berufsverbot nach § 70 des 
Strafgesetzbuchs oder einem vorläufigen Berufsverbot 
nach § 132a der Strafprozessordnung unterliegt, 

2. die Person in den letzten drei Jahren vor Stellung des 
Registrierungsantrags wegen eines Verbrechens oder eines

§ 23
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1. die Person hinsichtlich der Tätigkeit als beruflicher 
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Strafgesetzbuchs oder einem vorläufigen Berufsverbot 
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Registrierungsantrags wegen eines Verbrechens oder eines
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vorsätzlich begangenen, für die Führung einer Betreuung 
relevanten Vergehens rechtskräftig verurteilt worden ist, 

3. in den letzten drei Jahren vor der Antragstellung eine 
Registrierung nach § 27 widerrufen worden ist oder 

4. die Vermögensverhältnisse der Person ungeordnet sind, 
was in der Regel der Fall ist, wenn über das Vermögen der 
Person das Insolvenzverfahren eröffnet worden oder sie in 
das vom zentralen Vollstreckungsgericht zu führende 
Schuldnerverzeichnis (§ 882b der Zivilprozessordnung) 
eingetragen ist. 

(3) Die nach Absatz 1 Nummer 2 erforderliche Sachkunde 
ist gegenüber der Stammbehörde durch Unter-lagen 
nachzuweisen. Sie hat zu umfassen: 

1. vertiefte Kenntnisse des Betreuungs- und 
Unterbringungsrechts, des dazugehörigen 
Verfahrensrechts sowie auf den Gebieten der Personen- 
und Vermögenssorge, 

2. Kenntnisse des sozialrechtlichen Unterstützungssystems
und 

3. Kenntnisse der Kommunikation mit Personen mit 
Erkrankungen und Behinderungen und von Methoden zur 
Unterstützung bei der Entscheidungsfindung. 

(4) Das Bundesministerium der Justiz und für 

vorsätzlich begangenen, für die Führung einer Betreuung 
relevanten Vergehens rechtskräftig verurteilt worden ist, 

3. in den letzten drei Jahren vor der Antragstellung eine 
Registrierung nach § 27 widerrufen worden ist oder 

4. die Vermögensverhältnisse der Person ungeordnet sind, 
was in der Regel der Fall ist, wenn über das Vermögen der 
Person das Insolvenzverfahren eröffnet worden oder sie in 
das vom zentralen Vollstreckungsgericht zu führende 
Schuldnerverzeichnis (§ 882b der Zivilprozessordnung) 
eingetragen ist. 

(3) Die nach Absatz 1 Nummer 2 erforderliche Sachkunde 
ist gegenüber der Stammbehörde durch Unterlagen 
nachzuweisen. Sie hat zu umfassen: 

1. Kenntnisse des Betreuungs- und Unterbringungsrechts, 
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Verbraucherschutz wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Registrierung 
nach den Absätzen 1 bis 3 zu regeln, insbesondere die 
Anforderungen an die Sachkunde und ihren Nachweis 
einschließlich der Anerkennung und Zertifizierung privater 
Anbieter von Sachkundelehrgängen sowie an die 
Anerkennung ausländischer Berufsqualifikationen.

Verbraucherschutz bestimmt, durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates Einzelheiten zu den 
Voraussetzungen der Registrierung nach den Absätzen 1 
bis 3, insbesondere die Anforderungen an die Sachkunde 
und ihren Nachweis einschließlich der Anerkennung und 
Zertifizierung privater Anbieter von Sachkundelehrgängen 
sowie an die Anerkennung ausländischer 
Berufsqualifikationen.

Vormünder- und Betreuervergütungsgesetz
§ 19 Ansprüche von Betreuern, die vor Inkrafttreten des
Betreuungsorganisationsgesetzes bereits berufsmäßig

Betreuungen geführt haben

(1) Für berufliche Betreuer, die nach § 32 Absatz 1 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes registriert worden sind, 
gilt § 4 Absatz 2 bis 4 dieses Gesetzes in der bis 
einschließlich … [einsetzen: Datum des Tages vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Artikel 14 Absatz 1] 
gültigen Fassung, es sei denn, sie haben sich auf ihren 
Antrag freiwillig nach den §§ 23 und 24 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes registrieren lassen. In 
diesem Fall gilt für sie, ebenso wie für die beruflichen 
Betreuer, die ihre Sachkunde nach § 32 Absatz 3 Satz 2 
des Betreuungsorganisationsgesetzes gegenüber der 
Stammbehörde nachgewiesen haben, § 8 Absatz 2 und 3 
in der ab dem … [einsetzen: Datum des Tages des 
Inkrafttretens dieses Gesetzes nach Artikel 14 Absatz 1] 
gültigen Fassung.

§ 19 Ansprüche von Betreuern, die vor Inkrafttreten des
Betreuungsorganisationsgesetzes bereits berufsmäßig

Betreuungen geführt haben

(1) Für berufliche Betreuer, die bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach
Artikel 16 Absatz 1] seit weniger als drei Jahren berufliche 
Betreuungen führen, gilt § 4 Absatz 2 bis 4 des 
Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes vom 21. 
April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) 
geändert worden ist, in der bis einschließlich … [einsetzen:
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach Artikel 16 Absatz 1] geltenden Fassung, bis sie ihre 
Sachkunde nach § 32 Absatz 2 Satz 2 des 
Betreuungsorganisationsgesetzes gegenüber der 
Stammbehörde nachgewiesen haben.
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(2) Für diejenigen beruflichen Betreuer, für die nach 
Absatz 1 Satz 1 dieses Gesetzes in der bis einschließlich … 
[einsetzen: Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes nach Artikel 14 Absatz 1] gültigen Fassung gilt, 
ist die Anwendung der jeweiligen Vergütungstabelle nach §
4 Absatz 2 und 3 in der bis einschließlich … [einsetzen: 
Datum des Tages vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nach Artikel 14 Absatz 1] geltenden Fassung einmalig zu 
Beginn einer Betreuung vom Betreuungsgericht mit der 
ersten Vergütungsbewilligung durch Beschluss 
festzusetzen. Wurden dem beruflichen Betreuer bereits vor
Inkrafttreten dieses Gesetzes in einem 
Betreuungsverfahren Vergütungen bewilligt, so erfolgt die 
Festsetzung nach Satz 1 mit der ersten Bewilligung der 
Vergütung nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. Eine 
Abänderung dieser Festsetzung kann nur dann erfolgen, 
wenn der Betreuer eine höhere Qualifikation nachweist. 

(2) Soweit durch Landesrecht auf der Grundlage von § 11 
des Vormünder- und Betreuervergütungsgesetzes vom 21.
April 2005 (BGBl. I S. 1073, 1076), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Juni 2019 (BGBl. I S. 866) 
geändert worden ist, in der bis einschließlich … [einsetzen:
Datum des Tages des Inkrafttretens dieses Gesetzes nach 
Artikel 16 Absatz 1] geltenden Fassung oder von § 2 des 
Berufsvormündervergütungsgesetzes vom 25. Juni 1998 
(BGBl. I S. 1580, 1586), das zuletzt durch Artikel 29 des 
Gesetzes vom 13. Dezember 2001 (BGBl. I s. 3574) 
geändert worden ist, in der bis einschließlich 30. Juni 2005
geltenden Fassung, Prüfungsleistungen mit Abschlüssen 
gleichgestellt sind, sind die Prüfungsleistungen bei der 
Feststellung, nach welcher Vergütungstabelle sich die 
Vergütung richtet, im Verfahren nach § 8 Absatz 2 und 3 
entsprechend zu Grunde zu legen. 

Zivilprozessordnung (Die folgenden Änderungen der Zivilprozessordnung waren im Gesetzentwurf nicht enthalten)

§ 53
Prozessunfähigkeit bei Betreuung oder Pflegschaft

Wird in einem Rechtsstreit eine prozessfähige Person durch
einen Betreuer oder Pfleger vertreten, so steht sie für den 
Rechtsstreit einer nicht prozessfähigen Person gleich.

§ 53
Prozessfähigkeit bei rechtlicher Betreuung

(1)Bei Personen, für die ein Betreuer bestellt ist, richtet 
sich die Prozessfähigkeit nach den allgemeinen 
Vorschriften.

(2)Wird ein Betreuter in einem Rechtsstreit durch einen 
Betreuer vertreten, kann der Betreuer in jeder Lage des 
Verfahrens gegenüber dem Prozessgericht schriftlich oder 
zu Protokoll der Geschäftsstelle erklären, dass der 
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Rechtsstreit fortan ausschließlich durch ihn geführt wird 
(Ausschließlichkeitserklärung). Mit Eingang der 
Ausschließlichkeitserklärung steht der Betreute für den 
weiteren Rechtsstreit einer nicht prozessfähigen Person 
gleich. Der Betreuer kann die Ausschließlichkeitserklärung 
jederzeit mit Wirkung für die Zukunft zurücknehmen.

(NEU) § 170a
Zustellung bei rechtlicher Betreuung 

(1)Wird an eine Person zugestellt, für die ein Betreuer be-
stellt ist, ist diesem eine Abschrift des zugestellten 
Dokuments mitzuteilen, soweit er bekannt ist und sein 
Aufgabenkreis betroffen ist.

(2)Wird nach § 170 Absatz 1 an den Betreuer zugestellt, 
ist dem Betreuten eine Abschrift des zugestellten 
Dokuments mitzuteilen.


